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Die Turiner Zeitung zuMario Monti:
„Warum alle den Professor wollen:
Man könnte auch sagen, dass Mario
Monti mehr Europa nutze als Italien.
(...) Monti hat (...) gezeigt, dass man Ita-
liener und Führer in Europa sein kann
(...). Auf subtilere Art hat er auch de-
monstriert, dass man keine Leitfigur
Italiens sein kann, ohne eine europäi-
sche Statur zu haben.“

Die Zeitung zur Bankenaufsicht:
„Der Vertrag scheint ein schwacher
Kompromiss zu sein. Zum einen ma-
chen die Briten und die Schweden
nicht mit. Dadurch fällt das wichtigste
Finanzzentrum Europas, London, fak-
tisch aus der Abmachung heraus. An-
statt alle Banken unter (...) Aufsicht zu
stellen, kommen nun nur einige Hun-
dert international arbeitende Banken
unter die Kontrolle der Europäischen
Zentralbank (EZB). Die etwa 6000 klei-
neren Geldhäuser werden weiter von
den Zentralbanken der jeweiligen Län-
dern beaufsichtigt. Das ist der größte
Schwachpunkt. (...) Aus bitterer Erfah-
rungweiß die Finanzwelt, dass der Fall
einer kleinen Bank eine Kettenreakti-
on auslösen kann, die die gesamte
Branche in Schwierigkeiten bringt.“
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Die Zeitung zur Ernährungsstudie:
„Immerhin gibt die kommende Gene-
ration Anlass zu Hoffnung; sie weist
weniger Übergewichtige auf als noch
vor vier Jahren. Vielleicht wird sie
neue Gewohnheiten ausbilden, noch
mehr Obst und Gemüse mit (...) weni-
ger Fleisch kombinieren. Von den ku-
linarischen Vorlieben ihrer Großeltern
müsste sie aber Abstand nehmen.“

Die Berliner Zeitung zum EU-Gipfel:
„Es mag am nachlassenden Druck der
Finanzmärkte liegen, dass die EU-Re-
gierungen ihre nationalen Interessen
wieder offen zuMarkte tragen. Aber es
stellt sich die fundamentale Frage, ob
die im Euro zusammengeketteten Län-
der die sogenannte Vertiefung der Uni-
on, die enge Absprache und gegenseiti-
ge Verpflichtung, jemals wirklich
wollten. Oder wollen können. Die Er-
wartungen passen einfach nicht zu-
sammen. Darüber kann auch die be-
rechtigterweise als Erfolg gefeierte Ei-
nigung auf die Bankenaufsicht nicht
hinwegtäuschen. Vor diesem Hinter-
grund muss man von Brüssel verlan-
gen, seine Pläne für die zukünftige
Währungsunion mit dem kleinsten
machbarenNenner zu versehen.“
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WWW.MITTELBAYERISCHE.DE

●➲ MZ-Superkick
Die MZ-Kick-Redaktion stellt wieder fünf
Treffer zur Wahl. Nunmüssen Sie ent-
scheiden: Welches Tor aus demMonat
November ist das schönste? Stimmen
Sie ab unter:

www.mz-kick.de/superkick

●➲ Video des Tages

Diskutieren Sie mit uns weiter unter
www.mittelbayerische.de/facebook

Zur Premiere des Films „Ludwig II.“ wur-
de sogar eine goldene Kutsche aufge-
fahren. Danach zeigten sich die Schau-
spieler auf dem roten Teppich.
www.mittelbayerische.de/video

Die EU-Kommission will
am Mittwoch Vorschläge
präsentieren, um das
Rauchen unattraktiver zu
machen.

●➲ Meistgelesen

01 GesundheitNotarzt Dr. Sven Hei-
denreich hat einen „Offenen Brief“ an
die Parsberger Bürger geschrieben.
Die Kassenärztliche Vereinigung zahlt
seit Jahren immer weniger.
02 Kurioses Sowohl Bürger als auch
Geschäftsleute in Chamwunderten
sich über die ernst dreinblickenden
Herren in Schwarz. Eine Nachfrage des
Bayerwald-Echos brachte Klarheit.
03 Justiz Kripochef will die disziplina-
rischeMaßnahmewegenMobbings
nicht hinnehmen und zieht vor Gericht.
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Reaktionen der User:

Bin selbst Nichtraucher, aber: Es reicht
mit der Bevormundung! Egal ob Ener-
giesparlampen oder Zigaretten. Das
Wort „Freiheit“ scheint schon lang
nichtmehr zu existieren. Alexander

Ich finde, dass Alkohol viel, viel schlim-
mer ist als Rauchen und durch regel-
mäßigen Konsum viel, viel mehr Scha-
den anrichtet, sowohl physisch, als
auch psychisch. Rachel

Diemachen eher die EU unattraktiver...
Klaus

-Thema
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ie Frage ist
knifflig und
nichtmit ei-

nem klaren Ja oder ei-
nem schlichtenNein
zu beantworten:Muss
der Staat im Fall der
rechtsextremenNPD
wirklich zum scharfen
Schwert des Parteien-
verbotes greifen? Oder
sollteman nicht lieber
der „Weisheit“ der
Wähler vertrauen, die dem braunen
Krakeeler-Verein ohnehin bereits ihre
Gunst entziehen? Ein Leser derMZ
stellte sinngemäß diese Frage, als vor
einigen Tagen die Innenminister der
Länder das erneute Verbotsverfahren
in Gang brachten. Gestern hat die Län-
derkammer den Antrag offiziell be-
schlossen.

Der Gang nachKarlsruhe, um eine
gesamte Partei vom demokratischen
Willensbildungsprozess auszuschlie-
ßen, ist kein Spaziergang. Das letzte
vergleichbare Verfahren, dasmit einer
Entscheidung endete, liegtmit dem
Verbot der Kommunistischen Partei
(KPD) in den eisigen Zeiten des Kalten
Krieges fast sechs Jahrzehnte zurück.

Vor knapp zehn Jahren scheiterte
ein erster Anlauf gegen die NPD schon
an der erstenHürde. Die Verfassungs-
richter lehnten denAntrag ab, weil die
damaligenAntragsteller umBundes-
innenminister Otto Schily und Bay-
erns Günther Beckstein viel zu groß-
zügig bis schludrigmit denQuellen
umgegangenwaren. Ein Großteil der
damaligenMaterialien stammte von
staatlich bezahlten V-Leuten. Karlsru-
he hätte eine Partei verbieten sollen, in
der es von staatlichen Zuträgern, sogar
Scharfmachern nur sowimmelte. Ein
Unding.

Auch der jetzt auf denWeg ge-
brachte NPD-Verbotsantrag ist nicht
ohne Risiken. In ihremAusgang vor-
hersagbar sind Verfahren beim obers-
ten deutschenGericht ohnehin nicht.
Dann bräuchteman diese Instanz
nämlich gar nichtmehr. Ob das akri-
bisch vonVerfassungsschützern und
Polizeien zusammengetrageneMateri-

D al von über 1000 Seiten
diesmal ausreicht, um
der rechtsextremen
NPD die Verfassungs-
mäßigkeit abzuerken-
nen, ist völlig offen.
Dennoch ist es notwen-
dig, dieser Partei von
Hasspredigern gegen
die verfassungsmäßige
Ordnung, gegen das de-
mokratische System,
gegenMinderheiten

den Schleier der Verfassungsmäßig-
keit herunter zu reißen.Manmuss es
zumindest versuchen. Sollte dieser
Versuch in Karlsruhe erneut scheitern,
wäre das höchstens eine kleine Auf-
wertung der siechendenNPD, aber vor
allem ein Erfolg des demokratischen
Rechtsstaates. Denwollen die Rechts-
extremen übrigens schleifen.Man
kann inKarlsruhemit demVerbotsan-
trag erneut scheitern. Aber es gar nicht
noch einmal zu versuchen, wäre viel
schlimmer.

Ein Blick in das belastendeMaterial
und offene Augen für dasmartialische
Gebaren der NPD auf Straßen, in Land-
tagen, in Versammlungen oder im In-
ternet zeigen deren besondere Gefähr-
lichkeit. Da ist nicht irgendeine extre-
me Partei amWerk, die die anderen
Parteien kritisiert oder die die Politik
der Regierung für grundfalsch hält. All
das nimmt eine Demokratie klaglos
hin.Man kann ja widersprechen.
Nein, hiermacht sich eine Partei auf
denWeg, die Demokratie insgesamt
abzuschaffen. Die Funktionäre der
NPDknüpfen, nicht ungeschickt, an
den Sorgen undNöten der „kleinen
Leute“ an. Sie stoßen noch dazu in das
Vakuum, das andere Parteien, Grup-
pen, der Staat inmancher Region las-
sen. Doch statt sich auf denmitunter
zähen demokratischenDiskurs einzu-
lassen, präsentiert die NPDnur einfa-
che, populistische Lösungen. Führer-
prinzip, Ausländer raus, Arbeit nur für
Deutsche, wegmit EU und Euro und
dergleichen Krudesmehr. Ein Verbot
der NPD ist freilich nur ein Teil der
Auseinandersetzungmit demRechts-
extremismus.
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KOMMENTAR

VERFAHRENDer Vorstoß für ein NPD-Verbot ist gut begründet,
aber nur ein Teil des Kampfes gegen Rechtsextreme.

Nicht ohne Risiko,
aber notwendig
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VON REINHARD
ZWEIGLER, MZ
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➥ Diskutieren Sie mit:
www.mittelbayerische.de/forum
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WEITERE KOMMENTARE

Demografie:Umdie Zukunft zu
meistern, werden die Gemeinden stärker
zusammenrückenmüssen. ➤ SEITE 14

Verbot vonWerbelügen:Die EU
unternimmt nächsten Schritt in Sachen
Verbraucherschutz. ➤ SEITE 12

Die Erfüllung des Rechtsanspruchs auf
einen Krippenplatz ab 1. August 2013
steht unmittelbar bevor. Nach Schät-
zung der Bertelsmann Stiftung fehlen
3400 Fachkräfte. Es finden sich politi-
sche Überlegungen, die ErzieherIn-
nenausbildung in Bayern zu verkür-
zen. Die erneut aufflammende Diskus-
sion lenkt von den tatsächlichen Ursa-
chen des Fachkräftemangels ab: der
existenziell unzureichenden Bezah-
lung, den belastenden Rahmenbedin-
gungen und mangelnder gesellschaft-
licherWertschätzung.

Eine Verkürzung erhöht die Attrak-
tivität der Ausbildung nicht – im Ge-
genteil –, sie verschärft die Arbeitssitu-
ation von ErzieherInnen, angesichts
der Vielzahl von täglichen Herausfor-
derungen, die es fundiert theoretisch
und reflektiert methodisch-didaktisch
zu lösen gilt.

Die in Erwägung gezogene Verkür-
zung der Erzieherausbildung durch
Streichung des Berufspraktikums
birgt aus Sicht der Kommunen die
Hoffnung auf einen doppelten Absol-
ventInnenjahrgang, der vordergründig
den Fachkräftemangel reduzieren
könnte. Damit verbunden wäre ver-
mutlich ein finanzieller Nachteil für
ErzieherInnen – die niedrigere Ge-
haltseinstufung aufgrund fehlender
Berufspraxis. Zudem wäre es unter
qualitativen Aspekten äußerst fatal,
die von den Fachhochschulen neidvoll

gesehene professionelle Begleitung der
Berufseinmündungsphase aufzuge-
ben. Aber auch der Verzicht auf einen
Teil des Sozialpädagogischen Semi-
nars (wahlweise SPS I oder SPS II) –
und in der Praxis sind kostengünstige
PraktikantInnen unverzichtbar – wäre
von mehrfachen Nachteil. Es würden
wertvolle Praxiserfahrungen im Son-
derpädagogischen Bereich fehlen, dies
ist angesichts der Inklusionsdebatte
nicht nachvollziehbar. Um das Meis-
terbafög in der ErzieherInnen-Ausbil-
dung zu erhalten, und das nehmen ca.
60 Prozent der Studierenden in An-
spruch, müssen die jungen Frauen
undMänner innerhalb eines Jahres die
Externenprüfung zur Kinderpflegerin
turboartig durchlaufen. Zudem stellt
sich die Frage, inwieweit der Fachaka-
demiestatus der Ausbildungsstätten in
Bayern und die Anrechenbarkeit der
Erzieherausbildung auf Studiengänge
durch eine Kürzung berührt wird.

Die Fachakademien in Bayern be-
finden sich seit 2001 in einem fortlau-
fenden Prozess der Weiterentwick-

lung der ErzieherInnen-Ausbildung.
Sie thematisieren die qualitative Hö-
herstufung durch den Erwerb der
Fachhochschulreife innerhalb des So-
zialpädagogischen Seminars und be-
fürworten Synergieeffekte durch eine
produktive Kooperation zwischen
Fachakademien und Fachhochschu-
len. Zudem benötigt der anspruchsvol-
le ErzieherInnenberuf nicht nur diffe-
renziertes Grundlagenwissen und viel-
fältige praktische Handlungsmuster,
sondern psychisch stabile und selbst-
bewusste Persönlichkeiten, die über
den Zeitrahmen von fünf Jahren wir-
kungsvoll ausgebildet bzw. begleitet
werden.

„Die Rahmenbedingungen und die
Bezahlung der ErzieherInnen sind das
Problem. Sie reduzieren die Attraktivi-
tät des Erzieherberufs beträchtlich“,
sagt die KEG (Katholische Erzieherge-
meinschaft in Bayern). Ein Einstiegs-
gehalt von brutto 2000 Euro, geringe
Aufstiegschancen und unzureichende
Rahmenbedingungen mindern die At-
traktivität des Erzieherberufs. Es ver-
wundert nicht, dass bereits nach fünf
Berufsjahren ca. die Hälfte der Erzieh-
erInnen langfristig aus ihrem Beruf
aussteigt. Die wenigsten ErzieherIn-
nen halten bis zum 65. Lebensjahr
durch. Angesichts der bevorstehenden
Wahlen verfällt die Politik in Aktio-
nismus und löst keinesfalls pädago-
gisch verantwortungsvoll die Grund-
probleme im Erzieherbereich.

FACHKRÄFTE Eine Verkürzung
der Ausbildung von Erzie-
hern löst das Problem nicht.

MangelndeWertschätzung

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!

➜ Die Außenansicht gibt die subjektive
Meinung der Autorin wieder und nicht
unbedingt die der Redaktion.
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AUSSENANSICHT

DR. SIGRID CHRISTEINER
Die Autorin ist Vorsitzende der Arbeitsge-
meinschaft katholischer Fachakademien in
Bayern und Referentin der Katholische Erzie-

hergemeinschaft in Bayern (KEG).
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